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Vorbemerkungen 
Diese Auftragsbedingungen der CAI GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft ergänzen und konkreti-
sieren die vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. her-
ausgegebenen Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften vom 01.01.2017 und sind diesen gegenüber 
vorrangig anzuwenden. Sie gelten nachrangig zu ei-
nem Auftragsbestätigungsschreiben. Das Auftragsbe-
stätigungsschreiben zusammen mit allen Anlagen bil-
det die „Sämtlichen Auftragsbedingungen“. 

A. Prüfungsgrundsätze 
Die CAI GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird 
die Prüfung gemäß § 317 HGB und unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung ("GoA") risikoorientiert durchführen. 
Dem entsprechend werden wir die Prüfung unter Be-
achtung der Grundsätze gewissenhafter Berufsaus-
übung so planen und anlegen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf den Prüfungsgegenstand 
laut Auftragsbestätigungsschreiben wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
Wir werden die von uns als notwendig erachteten Prü-
fungshandlungen durchführen und einen Vermerk 
nach § 322 HGB erteilen. Über die Durchführung un-
serer Prüfung werden wir in berufsüblichem Umfang 
berichten. Um Art, Zeit und Umfang der einzelnen Prü-
fungshandlungen in zweckmäßiger Weise festzule-
gen, werden wir, soweit wir es für erforderlich halten, 
das System der rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollen prüfen und beurteilen, insbesondere 
soweit es der Sicherung einer ordnungsgemäßen 
Rechnungslegung dient. Wir werden damit aber nicht 
beurteilen, ob der Fortbestand des geprüften Unter-
nehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit 
der Geschäftsführung zugesichert werden kann (§ 317 
IVa HGB). Wie berufsüblich, werden wir die Prüfungs-
handlungen in Stichproben durchführen, sodass ein 

unvermeidliches Risiko besteht, dass auch bei pflicht-
gemäß durchgeführter Prüfung selbst wesentliche fal-
sche Angaben unentdeckt bleiben können. Daher wer-
den z.B. Unterschlagungen und andere Unregelmä-
ßigkeiten durch die Prüfung nicht notwendigerweise 
aufgedeckt. Wir weisen darauf hin, dass die Prüfung 
in ihrer Zielsetzung nicht auf die Aufdeckung von Un-
terschlagungen und anderen Unregelmäßigkeiten, die 
nicht die Übereinstimmung des Prüfungsgegenstands 
mit den maßgebenden Rechnungslegungsgrundsät-
zen betreffen, ausgerichtet ist. Sollten wir jedoch im 
Rahmen der Prüfung derartige Sachverhalte feststel-
len, werden wir dies dem Auftraggeber unverzüglich 
zur Kenntnis bringen.  
Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auftrag-
gebers, wesentliche Fehler im Prüfungsgegenstand 
zu korrigieren und uns gegenüber in der Vollständig-
keitserklärung zu bestätigen, dass die Auswirkungen 
etwaiger nicht korrigierter Fehler, die von uns während 
des aktuellen Auftrags festgestellt wurden sowohl ein-
zeln als auch in ihrer Gesamtheit für den Prüfungsge-
genstand unwesentlich sind. 

B. Auftragsverhältnis 
Werden uns Dokumente, die rechtliche Relevanz ha-
ben, zur Verfügung gestellt, stellen wir ausdrücklich 
klar, dass wir weder eine Verpflichtung zur rechtlichen 
Beratung bzw. Überprüfung haben, noch dass dieser 
Auftrag eine allgemeine Rechtsberatung beinhaltet. 
Der Auftraggeber hat daher auch eventuell im Zusam-
menhang mit der Durchführung dieses Auftrages von 
uns zur Verfügung gestellte Musterformulierungen zur 
abschließenden juristischen Prüfung seinem verant-
wortlichen Rechtsberater vorzulegen. Der Auftragge-
ber ist verantwortlich für sämtliche Geschäftsfüh-
rungsentscheidungen im Zusammenhang mit unseren 
Leistungen, die Verwendung unserer Ergebnisse und 
die Entscheidung darüber, inwieweit unsere Leistun-
gen für eigene interne Zwecke des Auftraggebers ge-
eignet sind. 
 



 

 

C. Informationszugang 
Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter des Auftraggebers, uns einen uneingeschränkten 
Zugang zu den für den Auftrag erforderlichen Auf-
zeichnungen, Schriftstücken und sonstigen Informati-
onen zu gewährleisten. Das Gleiche gilt für die Vor-
lage zusätzlicher Informationen, die vom Auftraggeber 
zusammen mit dem Abschluss sowie ggf. dem zuge-
hörigen Lagebericht veröffentlicht werden. Der Auf-
traggeber, wird diese rechtzeitig vor Erteilung des Be-
stätigungsvermerks bzw. unverzüglich sobald sie vor-
liegen, zugänglich machen. Sämtliche Informationen, 
die uns vom Auftraggeber oder in seinem Auftrag zur 
Verfügung gestellt werden („Auftraggeberinformatio-
nen“), müssen vollständig sein.  
 
D. Freistellung 
Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, uns von allen 
Ansprüchen Dritter (einschließlich verbundener Unter-
nehmen) sowie daraus folgenden Verpflichtungen, 
Schäden, Kosten und Aufwendungen (insbesondere 
angemessene externe Anwaltskosten) freizustellen, 
die aus der Verwendung des Arbeitsergebnisses 
durch Dritte resultieren und die Weitergabe direkt oder 
indirekt durch den Auftraggeber oder auf seine Veran-
lassung hin erfolgt ist. Diese Verpflichtung besteht 
nicht in dem Umfang, wie wir uns ausdrücklich schrift-
lich damit einverstanden erklärt haben, dass der Dritte 
auf das Arbeitsergebnis vertrauen darf. 

E. Elektronische Datenversendung (E-Mail) 
Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Me-
dien zum Austausch und zur Übermittlung von Infor-
mationen gestattet und diese Form der Kommunika-
tion stellt als solche keinen Bruch von etwaigen Ver-
schwiegenheitspflichten dar. Den Parteien ist be-
wusst, dass die elektronische Übermittlung von Infor-
mationen (insbesondere per E-Mail) Risiken (z.B. un-
berechtigter Zugriff Dritter) birgt.  
Jegliche Änderung der von uns auf elektronischem 
Wege übersandten Dokumente ebenso wie jede Wei-
tergabe von solchen Dokumenten auf elektronischem 
Wege an Dritte darf nur nach unserer schriftlichen Zu-
stimmung erfolgen.  

F. Geltungsbereich  
Die in den Sämtlichen Auftragsbedingungen enthalte-
nen Regelungen – einschließlich der Regelung zur 

Haftung – finden auch auf alle künftigen, vom Auftrag-
geber erteilten sonstigen Aufträge entsprechend An-
wendung, soweit nicht jeweils gesonderte Vereinba-
rungen getroffen werden bzw. über einen Rahmenver-
trag erfasst werden oder soweit für uns verbindliche 
in- oder ausländische gesetzliche oder behördliche Er-
fordernisse einzelnen Regelungen zu Gunsten des 
Auftraggebers entgegenstehen. 
Für unsere Leistungen gelten ausschließlich die Be-
dingungen der Sämtlichen Auftragsbedingungen; an-
dere Bedingungen werden nicht Vertragsinhalt, wenn 
der Auftraggeber diese mit uns im Einzelnen nicht aus-
drücklich schriftlich vereinbart hat. Allgemeine Ein-
kaufsbedingungen, auf die im Rahmen automatisierter 
Bestellungen Bezug genommen wird, gelten auch 
dann nicht als einbezogen, wenn wir diesen nicht aus-
drücklich widersprochen haben. 

G. Gerichtsstand 
Ausschließlicher Gerichtsstand für alle in Verbindung 
mit dem Auftrag oder den darunter erbrachten Leistun-
gen entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist der Sitz 
bzw. der Sitz der Niederlassung unserer Kanzlei in 
Deutschland.  


